
dienstag, 13. november 2018

29
dienstag, 13. november 2018

29
taz 🐾 

Von Benno Schirrmeister

Bremen läuft Gefahr, in der kommenden 
Wahlperiode nicht durch eigene Abgeord-
neten im Europaparlament vertreten zu 
werden. Zwar hat die Bundesdelegierten-
konferenz von Bündnis 90/ Die Grünen am 
Wochenende mit Henrike Müller und Ul-
rike Liebert gleich zwei Bremer*innen auf 
die 40köpfige Wahlliste für die Europawahl 
am 26. Mai 2019 gevotet.

Allerdings steht Liebert aussichtslos auf 
Platz 35 – und für Deutschland sind nur 96 
Mandate vorgesehen: Um davon 35 zu er-
obern müsste eine Partei knapp 40 Prozent 
der Stimmen erhalten. Mueller kann sich 
dank des aktuellen Höhenflugs der Grünen 
in den Umfragen immerhin noch vage Hoff-
nungen machen. „Platz 23 ist vollkommen 
in Ordnung“, sagte sie der taz. „Angesichts 
des sehr starken Bewerber*innenfeldes bin 
ich damit sehr zufrieden.“ 

Erst mit einem Grünen-Wahlresultat von 
rund 24 Prozent würde sie einen Sitz im EP 
erobern – ein Ergebnis, das derzeit im Be-
reich der Umfrage-Werte liegt, aber bislang 
noch nie erzielt wurde. „Es ist ein wackeli-
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Von Jan Zier

Nun ist die vergiftete Brache 
am Rande der Überseestadt also 
wieder leer, ungenutzt und un-
bewohnt. So, wie seit sehr vie-
len Jahren schon. Die Wagen-
burg-Crew „Ölhafen“, die das 
Gelände am Europahafen Ende 
Oktober besetzt hatte, ist am 
Sonntag erneut umgezogen. Sie 
hat sich fürs Erste nahe der Uni-
versität angesiedelt, an der Ecke 
von Otto-Hahn-Allee und Kon-
rad-Zuse-Straße, am Ende einer 
langen, von vielen Autos und 
Baumschösslingen gesäumten 
Einbahnstraße. Im Bauressort 
ist man „ausgesprochen zufrie-
den“ über diese Entwicklung, 
wie Ressortsprecher Jens Titt-
mann gestern sagte.

Eine dauerhafte Bleibe-Pers-
pektive hat die 15-köpfige Initia-
tive im Uni-Viertel laut Behörde 
nicht. „Wir wollen hier aber auch 
gar nicht wohnen“, sagt die Öl-
hafen-Crew – „das ist zu weit 
ab vom Schuss“. Sie wollen nur 
„keinen Stress“ bekommen und 
„eine Verschnaufpause“, um „ei-
nen neuen Anlauf zu nehmen“. 
Die Wagenplatzgruppe sucht 

Die Lage am Stadtrand ist nur scheinbar idyllisch. Immerhin gibt es aber schon ein paar Fahrradständer   Foto: Jan Zier

schon gut eineinhalb Jahre nach 
einer Bleibe – und ist in der Zeit 
bereits mehrfach umgezogen.

„Sie können da erstmal blei-
ben“, so Tittmann, „und wir ha-
ben Zeit, ihnen etwas zu su-
chen.“ Man sei da „guter Dinge“, 
heißt es aus dem Bauressort. Der 
Ölhafen-Initiative geht es nicht 
nur ums alternative Wohnen – 
sie will drumherum eine neue 
Kulturwerkstatt aufbauen, in 

ehemals Esso genannt. Bis 1955 
wurde dort eine Raffinerie be-
trieben, bis 1985 ein Tanklager. 
Das Unternehmen habe „keine 
Verhandlungsbereitschaft“ ge-
zeigt, so die Ölhafen-Initiative, 
aber auch keine Begründung 
geliefert, warum die Brache 
schnell geräumt werden musste. 
„Weil wir die Eigentümer sind“, 
sei die lapidare Antwort gewe-
sen, erzählen Wagenbewohner.

Was aus dem Areal in der 
Überseestadt wird, ist derweil 
weiter unklar. Der Boden dort 
ist mit Schadstoffen belastet – 
Exxon-Mobil spricht nur von 
„Altlasten“ – das Gelände sei 
aber „gesichert“. Es finde, in Ab-
stimmung mit der Umweltbe-
hörde, „eine regelmäßige Kon-
trolle“ statt, wie ein Unterneh-
menssprecher erklärt.

Ohnehin möchte Exxon-Mo-
bil das Grundstück gerne los-
werden – an die Stadt. Die Wirt-
schaftsförderung Bremen (WFB) 
möchte es auch gern kaufen, 
um die Überseestadt „weiterzu-
entwickeln“, wie eine Spreche-
rin sagt. Erstmal müssen sich 
beide in den laufenden Gesprä-
chen aber über den Kaufpreis ei-

nigen, und über die Frage, wer 
die Sanierung des Bodens be-
zahlen muss. Was die kosten 
könnte, ist offen. Was danach 
auf dem Areal passieren soll, 
ist auch noch vollkommen un-
klar: Gewerbeansiedlung, Woh-
nungsbau oder eine kulturelle 
Nutzung, alles sei denkbar, so 
die WFB. Es gebe „noch keine 
konkrete Planung“.

Dass Exxon-Mobil all dem 
offen gegenüber stehe, sagt der 
Konzernsprecher – nur einem 
Bauwagenplatz eben nicht: 
„Das Campieren auf unserem 
Gelände ist nicht möglich“. Die 
Firma hat denn auch einen Si-
cherheitsdienst engagiert, „um 
dafür Sorge zu tragen, dass nicht 
weitere Fahrzeuge widerrecht-
lich auf unserem Grundstück 
abgestellt werden“. Auch Gäste 
seien von der Security einfach 
weggeschickt worden, klagt die 
Ölhafen-Initiative.

Zuletzt war – zumindest tem-
porär – ein Stellplatz im neu ent-
stehenden Hulsberg-Quartier 
im Gespräch. Die Initiative fand 
die Idee gut, das Bauressort wohl 
auch – die Klinikholding lehnt 
sie strikt ab.  

weltschmerz auf der hühnerleiter

das schlimmer-geht-immer-wetter 
Das Ranking zur Armutsgefährdung, das Bremer-
haven auf Platz Eins sieht, ist falsch. Duisburg, hat 
das Institut für Arbeit und Jugend nachgerechnet, 
ist noch ein bisschen schlechter dran. Allerdings 
scheint dort die Sonne, hier gibt‘s Regen, 12 Grad.

Interview: Lea Schweckendiek

taz: Frau Peyer, sie blicken auf die Arbeit vie-
rer Frauenrechtskämpferinnen zurück. Wie 
sieht’s heute mit Frauen in der Politik aus?

Lisa Peyer: Gerade in Bremen erleben wir 
eine rückläufige Entwicklung, die es zu beob-
achten gilt. Nur 34 Prozent der Abgeordneten 
in der Bürgerschaft sind weiblich – diese Zahl 
ist erschreckend.

Wie lässt sich diese Entwicklung nach 100 
Jahren, die Frauen nun schon ein Wahlrecht 
haben, erklären?

Derzeit erleben wir ein Erstarken von Par-
teien, die weniger Wert auf Parität und Frauen-
förderung legen. Je weniger Stimmen dadurch 
an Parteien mit quotierten Listen gehen, desto 
weniger Frauen gibt es im Parlament. Hinzu-
kommen zwei weitere Aspekte: Zum einen 
belegen Studien, dass personalisierte Wahl-
systeme zu Lasten weiblicher Kandidatinnen 
gehen – das ist natürlich besonders in einem 
Wahlsystem wie Bremen spürbar. Zum ande-
ren sind wir auch als Gesellschaft gefordert, so 
zu wählen, dass unsere Parlamente ausgegli-
chen besetzt sind. Auch die Wählerinnen und 
Wähler sind also gefragt.

Was kann dagegen unternommen werden?
Es gibt verschiedene Vorschläge dazu, die Be-

teiligung von Frauen gesetzlich festzuschrei-
ben. Etwa ein Paritätsgesetz, das die Quotie-
rung von Listen oder Parlamentsplätzen re-
gelt – oder Tandemwahlkreise, in denen immer 
Mann und Frau als Team gewählt werden. Bei-
des macht uns zum Beispiel Frankreich vor.

Und was kann Bremen tun?
Das Wahlrecht für Landesparlamente liegt in 

der Hand der Länder. Natürlich muss eine Än-
derung immer verfassungskonform sein. In-
wiefern das Paritätsgesetz dies ist, wird der-
zeit bundesweit debattiert.

Die Frauen, die morgen im Museum vor-
gestellt werden, haben außergewöhnliche 
Geschichten. Wie sehen die Biografien von 
Frauen aus, die heute in die Politik gehen?
Wissenschaftlerin Uta Kletzing hat festgestellt, 
dass nur Frauen mit Ausnahmebiografien in 
die Politik gehen – etwa ehrgeizige Frauen mit 
guten Bildungsabschlüssen. Bei Männern ist 
das anders – die männlichen Abgeordneten 
sind als Gruppe viel diverser als die weiblichen.

„Eine 
rückläufige 
Entwicklung“

heute in bremen
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Vortrag „Vier 
Frauen und ein 

Ziel. Der 
steinige Weg 

zum Wahlrecht 
der Bremerin-

nen“. 19:00 Uhr 
im Focke-
Museum.

der es das ganze Jahr über Pro-
gramm geben soll. „Aber es ist 
schwer, ein Programm auf die 
Beine zu stellen, wenn man kri-
minalisiert wird.“

In der Überseestadt hat die 
Gruppe nach eigenen Angaben 
zuletzt eine Räumungsauffor-
derung bekommen. Das Grund-
stück dort gehört Exxon-Mobil, 

Brüssel liegt ganz schön weit weg
Seit das Europaparlament gewählt wird, war Bremen dort vertreten - aktuell mit Helga Trüpel (Grüne) und 
Joachim Schuster (SPD) sogar durch zwei Abgeordnete. 2019 droht diese Tradition zu Ende zu gehen  

ger Platz“, so die Grüne Landesvorstands-
sprecherin Alexandra Werwath. „Für uns ist 
das eine zusätzliche Motivation, noch mehr 
Wahlkampf zu machen für Henrike und für 
starke Grüne in Europa.“

Bremen wäre nicht das einzige Bundes-
land ohne Grünen-Abgeordnete: So hatten 
sich Thüringen, Sachsen und Sachsen-An-
halt hatten sich darauf verständigt, eine 
Berliner Kandidatin zu unterstützen. Auch 
Hamburgs Grüne haben keine eigene Be-
werberin nominiert. „Es ist sehr schwierig, 

als kleine  Delegation jemanden durchzu-
setzen“, so Müller. Logisch. Es ist aber im Ge-
gensatz zur CDU, die mit Landeslisten an-
tritt, sodass ein Bremer Christdemokrat 
allenfalls theoretische Chancen auf ein 
Mandat hätte, nicht unmöglich.  So hat die 
SPD das Problem per Parteitagsbeschluss 
durch das Modell einer „solidarischen 
Liste“ gelöst: Deren erste 16 Plätze sollen 
die 16 Bundesländer abbilden. Früher wäre 
das eine sichere Bank für Joachim Schus-
ter gewesen, der zur Wiederwahl antritt. Al-
lerdings: Bei der Europawahl-Umfrage des 
Meinungsforschungsinstituts Insa war die 
SPD Mitte Oktober gerade noch auf 16 Pro-
zent gekommen. Momentan attestieren 
ihr Demoskopen mithilfe der Sonntags-
frage Werte zwischen 13,5 und 15 Prozent 
– zu wenig für Listenplatz 16.

Der mögliche Verlust der EP-Mandate 
wäre ein Einschnitt für Bremen, das seit 
dessen Bestehen stets mindestens einen 
Sitz dort hatte und zuletzt mit Schuster und 
Helga Trüpel (Grüne) sogar doppelt in Brüs-
sel vertreten war. „Kein Vertreter eines an-
deren Bundeslandes wird dort Politik für 
Bremen machen“, so Müller.

Lisa Peyer, 34, 
Referentin für 

Demokratie 
und Wahlbe-
teiligung der 

Landeszentra-
le für politi-

sche Bildung.

Brachen bleiben brach  
Nachdem die Bauwagen-Initiative Ölhafen wieder mal vertrieben wurde, parkt sie nun an 
der Uni. Zuletzt belebte sie ein Areal am Europahafen – was aus dem wird, ist weiter unklar  

“Das Campieren auf 
unserem Gelände ist 
nicht möglich“
Sprecher von Exxon-Mobil

Nachdenklich: Henrike Müller   Foto: bes


